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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
(1) Dem am 6./13. und 14. Dezember 2012 unterzeichneten 

Staatsvertrag über die abschließende Aufteilung des Finanzvermö-
gens gemäß Artikel 22 des Einigungsvertrages zwischen dem Bund, 
den neuen Ländern und dem Land Berlin (Finanzvermögen-Staats-
vertrag) wird zugestimmt.

(2) Der Finanzvermögen-Staatsvertrag wird als Anlage zu diesem 
Gesetz veröffentlicht.

§ 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
(2) Der Tag, an dem der Finanzvermögen-Staatsvertrag nach sei-

nem Artikel 9 Satz 2 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Berlin bekannt zu machen.

Berlin, den 27. Februar 2013

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus  W o w e r e i t

Gesetz
zum Finanzvermögen-Staatsvertrag

Vom 27. Februar 2013
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Die Bundesrepublik Deutschland
als Treuhandverwalterin des Finanzvermögens nach Artikel 22 des 
Einigungsvertrages, vertreten durch das Bundesministerium der Fi-
nanzen, vertreten durch den Bundesminister der Finanzen (im Fol-
genden Bund),

und die Länder

Berlin,
vertreten durch den Senator für Finanzen,

Brandenburg,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

Mecklenburg-Vorpommern,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

Sachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

Sachsen-Anhalt,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

Thüringen,
vertreten durch die Ministerpräsidentin,

schließen nachfolgenden Staatsvertrag:

Präambel
Artikel 22 Absatz 1 des Einigungsvertrages sieht die hälftige Auf-

teilung des vom Bund treuhänderisch verwalteten Finanzvermögens 
zwischen dem Bund und den in Artikel 1 des Einigungsvertrages 
genannten Ländern (im Folgenden Länder) vor. Zu einzelnen Ver-
mögensmassen bestehen unterschiedliche Rechtsauffassungen zwi-
schen dem Bund und den Ländern.

Bund und Länder bemühen sich seit über zehn Jahren ohne Ergeb-
nis um eine Annäherung der divergierenden Standpunkte. Abhängig 
vom jeweiligen Rechtsstandpunkt steht einem Überschuss von etwa 
3,5 Milliarden Euro (Position der Länder) ein Fehlbetrag von rund 
4 Milliarden Euro (Position des Bundes) gegenüber. Eine Annähe-
rung ist auch bei Fortführung der Verhandlungen nicht zu erwarten. 
Der Versuch einer Klärung auf dem Rechtswege wäre, sofern er 
überhaupt gegeben ist, mit einem außerordentlich hohen materiellen 
und zeitlichen Aufwand verbunden, der in keinem wirtschaftlichen 
Verhältnis zur Einziehung etwaiger gegenseitiger Ansprüche stünde; 
das Ergebnis wäre zudem völlig offen.

Artikel 1
Regelungsgegenstand

Im Zusammenhang mit dem Finanzvermögen gibt es eine Reihe 
zwischen dem Bund und den Ländern nicht abschließend geklärter 
Fragen, darunter:
–	 die Zurechnung von Sanierungsaufwendungen der Wismut 

GmbH zum Finanzvermögen,
–	 die Zurechnung der Verbindlichkeiten der Staatlichen Versiche-

rung der DDR in Abwicklung zum Finanzvermögen,
–	 die Art und der Umfang der Inanspruchnahme des Finanzver-

mögens für die Speisung des Entschädigungsfonds nach §   10 
Absatz 1 Nummer 2 des Entschädigungsgesetzes,

–	 die Anrechnung des den Ländern unentgeltlich aufgelassenen 
Bodenreformlandes nach Artikel 233 § 16 Absatz 1 Satz 3 in 
Verbindung mit § 12 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c des Ein-
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche,

–	 die Erfassung, Abrechnung und Abführung der Veräußerungs-
erlöse nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes,

–	 die Berücksichtigung der den Belegenheitsgemeinden im Rah-
men der Bürgermeistermodellverkäufe übertragenen volkseige-
nen, ehemals in Rechtsträgerschaft des Freien Deutschen Ge-
werkschaftsbundes stehenden Feriendienstliegenschaften 
(FEDI) sowie der an die Gemeinden im Rahmen der FEDI-Er-
lösauskehr geleisteten Zahlungen,

–	 die Verwaltung und Verwertung des bislang nicht zur Zuordnung 
beantragten ehemals volkseigenen Vermögens, soweit es dem 
Finanzvermögen zuzurechnen ist.

Vor diesem Hintergrund und zur Vermeidung eines unverhältnis-
mäßig hohen Aufwandes zur Klärung aller offenen Fragen haben 
Bund und Länder die folgende Einigung erzielt:

Artikel 2
Vermögensaufteilung

(1) Das Finanzvermögen ist mit Inkrafttreten dieses Staatsvertra-
ges abschließend und vollständig aufgeteilt. Zwischen Bund und 
Ländern bestehen keine Ansprüche gemäß Artikel 22 Absatz 1 
Satz   3 und 5 des Einigungsvertrages mehr. Das durch Artikel 22 
Absatz 1 Satz 1 des Einigungsvertrages begründete Treuhandver-
hältnis des Bundes erlischt zu diesem Zeitpunkt. Soweit nachfol-
gend keine andere Regelung getroffen wird, stellen sämtliche 
Grundstücke, grundstücksgleichen Rechte und beschränkten dingli-
chen Rechte des Finanzvermögens unmittelbar Bundeseigentum der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben gemäß § 2 Absatz 2 des Ge-
setzes über die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben dar; die sons-
tigen Vermögenswerte, Ansprüche und Verpflichtungen des Finanz-
vermögens werden unmittelbar Bundeseigentum. Satz 4 gilt auch 
dann, wenn eine bestandskräftige Entscheidung über die Zuordnung 
zum Finanzvermögen nach dem Vermögenszuordnungsgesetz erst 
nach diesem Zeitpunkt ergeht. Artikel 6 dieses Staatsvertrages bleibt 
unberührt.

(2) Das nach Artikel 233 § 12 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche dem Lan-
desfiskus zufallende Bodenreformvermögen verbleibt endgültig und 
ohne Ausgleichsverpflichtung gegenüber dem Bund und dem Fi-
nanzvermögen im Landeseigentum. Alle Ansprüche des Bundes ge-
mäß Artikel 233 § 16 Absatz 1 Satz 3 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche sind damit erfüllt.

(3) Die volkseigenen, ehemals in Rechtsträgerschaft des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes stehenden Feriendienstliegen-
schaften wurden ohne Ausgleichsverpflichtung gegenüber dem 
Bund und dem Finanzvermögen auf die Belegenheitsgemeinden 
übertragen; ebenso wurden die Zahlungen im Rahmen der soge-
nannten FEDI-Erlösauskehr ohne Ausgleichsverpflichtung geleistet. 
Soweit der Bund durch Artikel 22 Absatz 1 Satz 4 des Einigungs-
vertrages verpflichtet sein sollte, für eine Beteiligung der Gemein-
den (Gemeindeverbände) an dem nach Artikel 22 Absatz 1 Satz 3 
des Einigungsvertrages den Ländern zufallenden Teil des Finanzver-
mögens Sorge zu tragen, ist dies damit abschließend erfolgt.

Anlage

Staatsvertrag
über die abschließende Aufteilung des Finanzvermögens gemäß 

Artikel 22 des Einigungsvertrages zwischen dem Bund, 
den neuen Ländern und dem Land Berlin 

(Finanzvermögen-Staatsvertrag)
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Artikel 3
Sanierungsaufwendungen der Wismut GmbH

Die Verpflichtungen der Wismut GmbH, insbesondere die Sanie-
rungsaufwendungen und die Kosten für die Langzeitaufgaben, wer-
den auf der Grundlage der Freistellungserklärung des Bundes vom 
31. März 1992 gegenüber der Wismut GmbH durch den Bundes-
haushalt getragen. Davon nicht berührt sind die sogenannten Wis-
mut-Altstandorte. Der Bund und der Freistaat Sachsen stellen zur 
Sanierung der sogenannten Wismut-Altstandorte gemeinsam einen 
Finanzrahmen bereit. Einzelheiten dazu werden in einem gesonder-
ten Verwaltungsabkommen geregelt.

Artikel 4
Finanzierung der ehemaligen Staatlichen Versicherung 

der DDR in Abwicklung (SinA)

Bund und Länder sind sich einig, dass den Ländern gegenüber 
dem Bund aus dem Komplex SinA keine unmittelbaren oder mittel-
baren Finanzierungsverpflichtungen obliegen.

Artikel 5
Entschädigungsfonds

Bund und Länder sind sich einig, dass den Ländern gegenüber 
dem Bund beziehungsweise dem Entschädigungsfonds aus den nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Entschädigungsgesetzes zu leis-
tenden Abführungen des Finanzvermögens keine Finanzierungsver-
pflichtungen obliegen.

Artikel 6
Ansprüche nach § 8 Absatz 4 des  
Vermögenszuordnungsgesetzes

(1) Bund und Länder verzichten auf die Geltendmachung von An-
sprüchen auf Erfassung, Abrechnung und Abführung der Veräuße-
rungserlöse nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuordnungsgesetzes, 
soweit nicht in den Absätzen 2 und 3 Abweichendes geregelt ist.

(2) Der Verzicht nach Absatz 1 umfasst Ansprüche auf Abführung 
der Veräußerungserlöse nach § 8 Absatz 4 des Vermögenszuord-
nungsgesetzes jedoch nur, soweit die Verfügung gemäß § 8 Absatz 1 
Satz 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes vor dem 31. Dezember 
2011 erfolgt ist.

(3) Der Verzicht nach Absatz 1 umfasst nicht Ansprüche auf Ab-
führung der Veräußerungserlöse nach § 8 Absatz 4 des Vermögens-
zuordnungsgesetzes,

a)	 die vor dem in Absatz 2 genannten Zeitpunkt bereits erfüllt 
oder tituliert oder bei Gericht anhängig sind; im Fall von 
Musterprozessen gilt dies auch für alle Ansprüche, auf die 
nach dem erklärten Willen der Parteien der Ausgang des 
Musterprozesses Anwendung finden soll.

b)	 für die vor dem in Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt bereits 
ein Vollstreckungsbescheid zugestellt worden ist oder wenn 
einem Gericht nach voran gegangenem Mahnverfahren be-
reits eine Anspruchsbegründung nach § 697 Absatz 1 der 
Zivilprozessordnung zugegangen ist.

c)	 die Gegenstand einer privatrechtlichen Vereinbarung (zum 
Beispiel: Vergleich, Baudirektions- und Wertausgleichsver-
einbarung, Stundungs- und Ratenzahlungsvereinbarung) 
sind.

(4) Der Bund stellt sicher, dass sich auch die mit der Verwaltung 
des Finanzvermögens beauftragten Anstalten und Gesellschaften 
des Bundes sowie deren Tochtergesellschaften entsprechend dieser 
Vereinbarung verhalten. Die Länder stellen die Unterrichtung der 
Kommunen über die sie betreffenden Inhalte dieses Staatsvertrages 
sicher.

Artikel 7
Nicht zugeordnetes Finanzvermögen

Die Feststellung, was dem Finanzvermögen zugehört, erfolgt 
durch Zuordnungsverfahren nach dem Vermögenszuordnungsge-
setz. Bund und Länder haben das gemeinsame Interesse, mehr als 20 
Jahre nach der Wiedervereinigung gemeinsam mit den Kommunen 
zeitnah Klarheit auch über die noch nicht im Zuordnungsverfahren 
befindlichen Vermögenswerte zu erreichen. Die Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben wird alle Grundstücke, grundstücksgleichen 
Rechte und beschränkten dinglichen Rechte des Finanzvermögens 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 Satz 4 dieses Staatsvertrages zur Vermö-
genszuordnung beantragen, soweit sie jeweils Kenntnis darüber er-
langt hat. Die Kommunen können die in ihrem Gebiet belegenen 
unbeantragten Grundstücke des Finanzvermögens ermitteln und der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben mitteilen sowie die für die 
Vermögenszuordnungsentscheidung erforderlichen Tatsachen nach-
vollziehbar darlegen.

Artikel 8
(1) Die Regelungen des Vermögensgesetzes und des Vermögens-

zuordnungsgesetzes bleiben im Übrigen von diesem Staatsvertrag 
unberührt.

(2) Die 2002 zwischen dem Bund, dem Deutschen Städtetag, dem 
Deutschen Städte- und Gemeindebund und dem Deutschen Landkreis-
tag abgeschlossene Rahmenvereinbarung über Ausgleichsleistungen 
für mitprivatisierte Kommunalobjekte sowie die dazu abgeschlosse-
nen Ergänzungsvereinbarungen bleiben von diesem Staatsvertrag un-
berührt.

Artikel 9
Ratifikation, Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt an dem Tag in 
Kraft, an dem alle Ratifikationsurkunden beim Bund hinterlegt wur-
den.

Für den Bund, 
der Bundesminister der Finanzen:
Berlin, den 14. Dezember 2012 Dr. Wolfgang Schäuble

Für das Land Berlin, 
der Senator für Finanzen:
Berlin, den 13. Dezember 2012 Dr. Ulrich Nußbaum

Für das Land Brandenburg, 
der Ministerpräsident:
Berlin, den 6. Dezember 2012 Matthias P la tzeck

Für das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern, der Ministerpräsident:
Berlin, den 6. Dezember 2012 Erwin Se l le r ing

Für den Freistaat Sachsen, 
der Ministerpräsident:
Berlin, den 14. Dezember 2012 Stanislaw Ti l l i ch

Für das Land Sachsen-Anhalt, 
der Ministerpräsident:
Berlin, den 14. Dezember 2012 Dr. Reiner Hase loff

Für den Freistaat Thüringen, 
die Ministerpräsidentin:
Berlin, den 13. Dezember 2012 Christine Lieberknecht
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Auf Grund des § 162 Absatz 2 Satz 1 des Baugesetzbuchs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 
(BGBl. I S. 1509) geändert worden ist, in Verbindung mit § 24 Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 
(GVBl. S. 578), das zuletzt durch Gesetz vom 3. November 2005 
(GVBl. S. 692) geändert worden ist, wird verordnet: 

Artikel I
Die Zehnte Verordnung über die förmliche Festlegung von Sanie-

rungsgebieten vom 18. November 1994 (GVBl. S. 472), die zuletzt 
durch Artikel I der Verordnung vom 12. April 2011 (GVBl. S. 170) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Nummer 3 wird aufgehoben.
b)	 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Abgrenzung des Sanierungsgebietes ist in der Über-
sichtskarte der Anlage 7 dargestellt.“

2.	 § 2 Absatz 1 Nummer 3 wird aufgehoben.
3.	 Die Anlage 3 zu § 1 Absatz 3 wird aufgehoben.

Artikel II
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind, 

2.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 und 2 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 3 innerhalb von zwei Jahren nach Verkündung 
dieser Verordnung gegenüber der für städtebauliche Sanierungs-
maßnahmen zuständigen Senatsverwaltung schriftlich geltend ma-
chen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen 
werden die in den Nummern 1 bis 3 genannten Verletzungen oder 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

Artikel III
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 12. Februar 2013

Der Senat von Berlin

Klaus  W o w e r e i t

Regierender Bürgermeister

Michael  M ü l l e r

Senator für Stadtentwicklung 
und Umwelt

Dreizehnte Verordnung
zur Änderung von Verordnungen über die förmliche Festlegung  

von Sanierungsgebieten
Vom 12. Februar 2013
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692) wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan V-14-3 vom 24. April 2012 für das Grund-

stück Bahrfeldtstraße 36 und die Flurstücke 522 und 373 im Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Friedrichshain, wird festgesetzt. 
Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Festsetzung des 
Bebauungsplans V-14 im Bezirk Friedrichshain vom 6. Juli 1999 
(GVBl. S. 371) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Fried-

richshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung für Finanzen, Personal 
und Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermes-
sung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim 
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Abteilung für Fi-
nanzen, Personal und Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt, 
Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bauaufsicht, kostenfrei 
eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,	

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Friedrichshain-
Kreuzberg von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 12. Februar 2013

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

S c h u l z
Bezirksbürgermeister

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans V-14-3 

im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil Friedrichshain
Vom 12. Februar 2013
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Auf Grund des § 347 Absatz 4 Satz 3 und Absatz 6 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. De-
zember 2012 (BGBl. I S. 2418) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 1 Nummer 3 der Verordnung zur Übertragung von Ermächti-
gungen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf den Gebieten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, der Zivilprozessordnung, des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie der Justizbeitreibungsord-
nung vom 25. September 2012 (GVBl. S. 348) wird verordnet:

§ 1

Art und Umfang der Mitteilungen

(1) Die Mitteilungen nach § 347 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit enthalten:

1.	 den Geburtsnamen, die Vornamen und den Familiennamen der 
Erblasserin oder des Erblassers,

2.	 den Geburtstag und den Geburtsort,

3.	 den letzten Wohnort,

4.	 das Standesamt und die Sterberegisternummer,

5.	 die vorhandenen Verwahrangaben zur Urkunde.

(2) Für die Mitteilungen sind amtliche Vordrucke zu verwenden.

§ 2
Inhalt der Testamentsverzeichnisse, Löschungsfristen

(1) Die Testamentsverzeichnisse umfassen die Mitteilungen der 
Gerichte und der Notariate nach § 34a des Beurkundungsgesetzes 
und nach § 347 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit in der jeweils bis zum 31. Dezember 2011 geltenden 
Fassung.

(2) Die Testamentsverzeichnisse sind vertraulich zu behandeln. 
Erst nach dem Tod der Erblasserin oder des Erblassers darf Dritten 
über eine Eintragung oder das Fehlen einer Eintragung Auskunft er-
teilt werden. 

(3) Die Eintragung ist nach dem Tod der Erblasserin oder des Erb-
lassers fünf Jahre zu speichern und anschließend zu löschen. Im Fal-
le einer Todeserklärung oder der gerichtlichen Feststellung der To-
deszeit ist die Eintragung 30 Jahre von dem festgestellten Zeitpunkt 
des Todes an zu speichern und anschließend zu löschen.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 14. Februar 2013

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz
Thomas  H e i l m a n n

Verordnung
über Mitteilungen in Nachlasssachen

Vom 14. Februar 2013
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Die durch Verordnung des Bezirksamtes Reinickendorf vom 29. 
Mai 2001 erlassene Gestaltungsverordnung Borsigsiedlung, verkün-
det am 17. Juli 2001 (GVBl. S. 223), ist unwirksam.

Berlin, den 19. Februar 2013

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin

Frank  B a l z e r
Bezirksbürgermeister

Martin  L a m b e r t
Bezirksstadtrat für Stadtent-
wicklung, Umwelt, Ordnung 

und Gewerbe

Bekanntmachung
über die Unwirksamkeit der Verordnung über die Gestaltung baulicher Anlagen 
in der Borsigsiedlung im Bezirk Reinickendorf von Berlin, Ortsteil Heiligensee, 

 „Gestaltungsverordnung Borsigsiedlung“ 
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Gemäß § 1 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes über die Errichtung eines 
Sondervermögens Immobilien des Landes Berlin (SILB) vom 4. De-
zember 2002 (GVBl. S. 357), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Juli 2006 (GVBl. S. 832), wird folgende Änderung des Sonder-
vermögens veröffentlicht:

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat mit Beschluss vom 31. Ja-
nuar 2013, Drs. Nr. 17/0794, folgendes Grundstück dem Sonderver-
mögen zum 1. Januar 2014 zugewiesen:

Im Eisenbahnring (Straße der Jugend/Straße der Einheit), Groß-
beeren, Flurstücke 452, 454, 457, 458, 461, 463, 465, 467, 469, 471, 
473, 475, 477, 479, 481, 483, 485, 487, 489, 491, 494, 495, 219/1, 
220/2, 221/1, 329, 330, 331, 332 mit insgesamt 152.123 m².

Im Abschnitt G – Grundstücke der Justizvollzugseinrichtungen – 
der Anlage (zu § 1 Abs. 2 Satz 1) wird hinter dem Grundstück Ro-
bert-von-Ostertag-Str. 2 folgender neuer Teilabschnitt mit Wirkung 
zum 1. Januar 2014 eingefügt:

Berlin, den 22. Februar 2013

Senatsverwaltung für Finanzen

Im Auftrag
Hans-Jürgen R e i l

Veröffentlichung
zum Bestand des Sondervermögens Immobilien des Landes Berlin 

Lage / Adresse Ort Gemarkung Flur Flurstück Grundstücks- 
fläche in m²

Im Eisenbahnring 
(Straße der Jugend/ 
Straße der Einheit)

Großbeeren/ 
OT Neubeeren

Großbeeren 1 452, 454
457, 458
461, 463
465, 467
469, 471
473, 475
477, 479
481, 483
485, 487
489, 491
494, 495

219/1, 220/2
221/1, 329

330, 331
332 

10.550, 834
14.316, 797
977, 19.427
1.241, 1.216
1.641, 9.486

283, 895
599, 739

878, 23.972
1.197, 4.880

1.677, 29.903
131, 25

956, 17.098
3.077, 837
1.413, 949

2.129
ges. 152.123
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